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B. Ministerium für Inneres und Sport

Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen
zur Förderung der Beratung zur freiwilligen Rückkehr 

(Zuwendungsrichtlinie Rückkehrberatung) 

RdErl. d. MI v. 10. 10. 2022 — 63.1-02235 —

— VORIS 27100 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinien und
der VV zu § 44 LHO Zuwendungen für Beratungsprojekte
zur Förderung der freiwilligen Rückkehr von Flüchtlingen
in ihr Herkunftsland oder ihrer Weiterwanderung in ein auf-
nahmebereites Drittland.
1.2 Ziel der Förderung ist
1.2.1 die Rückkehrberatung für die Zielgruppe der

— ausreisepflichtigen Drittstaatsangehörigen,
— Drittstaatsangehörigen ohne oder mit geringer

Bleibeperspektive vor und während des laufenden
Asylverfahrens,

— sonstigen Drittstaatsangehörigen, die freiwillig und
dauerhaft in ihr Herkunftsland (HKL) oder einen
aufnahmebereiten Drittstaat zurückkehren möch-
ten sowie

— von Menschenhandel oder Zwangsprostitution be-
troffenen Personen. Dies gilt auch für Unionsbür-
gerinnen und Unionsbürger;

1.2.2 einen flächendeckenden Zugang zu unabhängigen
Rückkehrberatungsstellen zu ermöglichen;

1.2.3 die freiwillige Ausreise als vorrangige rechtliche Form
der Aufenthaltsbeendigung zu stärken und den Anteil
der freiwilligen Ausreisen zu erhöhen.
Im Ergebnis soll eine gute Beratung den Betroffenen
Klarheit über ihre Bleiberechtsperspektiven ermögli-
chen und gleichzeitig die Alternativen einer freiwilli-
gen Rückkehr eröffnen, bevor zwangsweise Maßnah-
men zur Aufenthaltsbeendigung eingeleitet werden.
Hieran besteht seitens des Landes Niedersachsen ein
erhebliches Interesse;

1.2.4 eine humane Rückkehr und einen Beitrag zur nach-
haltigen Reintegration von Menschen in ihrer Heimat
zu ermöglichen sowie

1.2.5 öffentliche Transferleistungen zu verringern.
1.3 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung einer
Zuwendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die Bewilli-
gungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Förderung
2.1 Gefördert werden regionale Rückkehrprojekte nichtstaat-
licher Organisationen, die eine qualifizierte Beratung von
Rückkehrinteressierten durchführen.
2.2 Die qualifizierte Beratung umfasst mindestens die
— Information potenzieller Rückkehrerinnen und Rückkeh-

rer über die Situation im Herkunftsland oder -gebiet,
— Aufklärung über die aufenthaltsrechtliche Situation im

Bundesgebiet,
— Angebote über konkrete Hilfestellungen bei Weiterwan-

derungs- und Rückkehrabsichten,
— gemeinsame Entwicklung von Perspektiven für die Rein-

tegration im Herkunftsland, ggf. die Informationen über
die Gewährung von Reintegrationshilfen,

— Informationsweitergabe zu Programmen der Rückkehr- und
Reintegrationsförderung, insbesondere vom Land und vom
Bund,

— Kontaktvermittlung zu sozialen Hilfs- und/oder Men-
schenrechtsorganisationen in den Herkunftsländern/Dritt-
staaten,

— Dolmetscher- und Übersetzungsdienstleistungen im an-
gemessenen Umfang sowie

— Mitwirkung bei der Organisation der Rückreise.

3. Zuwendungsempfänger
Zuwendungsempfänger sind gemeinnützige juristische Per-

sonen des Privatrechts (Verbände der freien Wohlfahrtspflege, in
der Flüchtlings- und/oder Migrantenhilfe tätige Organisationen
oder Vereine sowie andere gemeinnützige Institutionen).

4. Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Die Rückkehrberatung findet in Niedersachsen statt, für
Personen, die in Niedersachsen ihren gewöhnlichen Aufent-
halt und/oder Wohnsitz haben. 
4.2 Dem Förderantrag ist ein Finanzierungsplan beizufügen.
Im Finanzierungsplan ist insbesondere die Kofinanzierung
über Drittmittel anzugeben. 
4.3 Daneben ist ein schlüssiges und am Zuwendungszweck
und -ziel ausgerichtetes Beratungskonzept beizufügen, in dem
sich die Eignung und die fachliche Kompetenz sowie die Ge-
währleistung der Umsetzung der Ziele abbilden.

Das bedeutet, dass das in der Rückkehrberatung einge-
setzte Personal für die qualifizierte Rückkehrberatung ent-
sprechend ausgebildet ist und durch interne und oder ex-
terne Angebote regelmäßig im erforderlichen Maße weiter-
gebildet wird. Für eine erfolgreiche Tätigkeit in der Rück-
kehrberatung sind weiterhin gute Rechtskenntnisse, eine hohe
Sozialkompetenz, Kenntnisse über die Situation in den Her-
kunftsländern und Kenntnisse über bestehende und zu nut-
zende Beratungsstrukturen sowie Rückkehrunterstützungs-
programme in Deutschland und in den Herkunftsländern er-
forderlich. 

Zuwendungen werden nur solchen Empfängern bewilligt,
bei denen eine ordnungsgemäße Geschäftsführung gesichert
erscheint und die in der Lage sind, die zweckentsprechende
Verwendung der Mittel bestimmungsgemäß nachzuweisen. 
4.4 Grundlage sind die von der Arbeitsgemeinschaft „Frei-
willige Rückkehr“ der Bund-Länder-Koordinierungsstelle
„Integriertes Rückkehrmanagement“ (BLK IRM) erarbeiteten
„Leitlinien für eine bundesweite Rückkehrberatung“ vom
9. 4. 2015 — Version 2.0 sowie der ergänzende Handlungs-
leitfaden für bundesweit einheitliche Standards in der Rück-
kehrberatung. Beides kann bei der Bewilligungsbehörde an-
gefordert werden.
4.5 Die folgenden Qualitätskriterien müssen erfüllt sein und
werden im Rahmen der Prüfung der Förderwürdigkeit bewertet.
— Das Beratungskonzept entspricht den Anforderungen der

in Nummer 4.4 genannten Grundlagen.
— Die Ziele des Beratungsangebots sind unter Berücksichti-

gung der Nummer 1.2 klar dargestellt.
— Die fachliche Ausgangssituation lässt eine erfolgreiche

Erfüllung des Förderzwecks erwarten (z. B. bestehendes
Netzwerk, besondere Expertise).

— Es sind Nachweise über die Qualifizierungen der Berate-
rinnen und Berater vorzulegen, die belegen, dass eine Um-
setzung des in Nummer 2 genannten Mindestberatungs-
umfangs gewährleistet ist.

— Der räumliche Einzugsbereich, die regionale Einbindung
und die Möglichkeit der mobilen Beratung über die kom-
munalen Grenzen hinaus, sind klar darzustellen.

— Die Projektorganisation und -struktur ist verlässlich (siehe
auch Nummer 4.3).
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5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss
in Form einer Anteilfinanzierung zur Projektförderung ge-
währt.

5.2 Die Anteilfinanzierung soll im Regelfall bis zu 90 % der
zuwendungsfähigen Ausgaben nicht übersteigen. In beson-
ders begründeten Ausnahmefällen kann eine Vollfinanzie-
rung erfolgen. Die Vollfinanzierung unterliegt einer Höchst-
grenze, die nach Antragsprüfung in dem erforderlichen Be-
willigungsbescheid festgesetzt wird.  

5.3 Zuwendungsfähig sind die notwendigen und angemes-
senen Personalausgaben einschließlich personalbezogener
Sachausgaben. Wegen der Höhe der Vergütungen und sons-
tiger Leistungen für das eingesetzte Personal wird auf Num-
mer 1.3 ANBest-P verwiesen, die Bestandteil des Zuwen-
dungsbescheides sind. Zu den personalbezogenen Sachaus-
gaben zählen insbesondere die Ausgaben für die Anmietung
von Büroräumen für die Projekttätigkeit der Zuwendungs-
empfänger sowie die laufenden Ausgaben für den Geschäfts-
betrieb des Zuwendungsempfängers im Rahmen des Pro-
jekts wie z. B. Büroausstattung und -bedarf.

5.4 Die Höhe der Zuwendung wird nach den Erfordernis-
sen des Einzelfalles unter Berücksichtigung des Eigeninter-
esses und der Leistungskraft des Trägers, der Finanzbe-
teiligung Dritter und des Landesinteresses bemessen. Ange-
messene Eigenleistungen des Trägers sind grundsätzlich er-
forderlich. Der Abrechnung wird der bei der Antragstellung
maßgebliche Prozentanteil der Eigenleistungen an den Ge-
samteinnahmen zugrunde gelegt.

5.5 Wird mit der Maßnahme nicht ausschließlich der Zu-
wendungszweck verfolgt (z. B. gleichzeitige Migrationsbera-
tung), ist nur der Ausgabenanteil zuwendungsfähig, der für
die Rückkehrberatung vorgesehen ist.

5.6 Weitere als die in Nummer 5.3 genannten projektbezo-
genen Ausgaben sind nicht zuwendungsfähig.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Zur Durchführung einer projektbezogenen Evaluation
sind die Projektträger verpflichtet, hieran mitzuwirken und
aktuelle Daten aus der Beratungstätigkeit der Bewilligungs-
behörde zur Verfügung zu stellen.

6.2 An geeigneter Stelle ist auf das Land Niedersachsen als
Zuwendungsgeber hinzuweisen.

6.3 Zur Weiterentwicklung der Förderung der freiwilligen
Rückkehr ist der enge Austausch von Erfahrungen im Pro-
jektverlauf wichtig. Von den Zuwendungsempfängern/Pro-
jektträgern wird daher die Bereitschaft zur Kooperation und
Vernetzung mit den in Niedersachsen tätigen und vom Land
geförderten Beratungsstellen erwartet. Zudem sollen eine
vertrauensvolle und eine loyale Zusammenarbeit mit dem
Land Niedersachsen, der LAB NI und den Ausländer- und
Leistungsbehörden sichergestellt werden. Die Bereitschaft
zur Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen und Informa-
tionsveranstaltungen des Landes wird vorausgesetzt.

6.4 Der Zuwendungsempfänger wird im Zuwendungsbe-
scheid verpflichtet, jederzeit Überprüfungen durch den LRH
zuzulassen (§ 91 LHO).

7. Anweisungen zum Verfahren

7.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der
Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zu-
wendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten
Zuwendung gelten die VV zu § 44 LHO einschließlich der
ANBest-P, soweit nicht in diesen Richtlinien Abweichungen
zugelassen worden sind.

7.2 Bewilligungsbehörde ist das Niedersächsische Ministe-
rium für Inneres und Sport, Referat 63, Lavesallee 6, 30169
Hannover.

7.3 Die Bewilligungsbehörde leistet für Förderinteressierte
kostenlose Antragsberatung.

7.4 Die vollständigen Anträge für die Folgejahre sind
schriftlich bis zum 30. September des Vorjahres bei der Be-
willigungsbehörde zu stellen. Ausnahmen von der Antrags-
frist können in besonders begründeten Fällen zugelassen
werden. Der Antragsvordruck kann bei der Bewilligungsbe-
hörde angefordert werden.
7.5 Nach der VV Nr. 1.3 zu § 44 LHO dürfen Zuwendun-
gen zur Projektförderung nur für Vorhaben bewilligt wer-
den, die noch nicht begonnen worden sind. Eine Ausnahme
von diesem Verbot des vorzeitigen Vorhabenbeginns kann
zugelassen werden, nachdem ein Antrag auf Bewilligung ei-
ner Zuwendung vorliegt. Mit der Entscheidung über die Zu-
lassung eines vorzeitigen Vorhabenbeginns ist noch keine
Entscheidung über die Bewilligung der beantragten Zuwen-
dung getroffen. Der Antragsteller trägt das Finanzierungsri-
siko für die vorzeitig begonnene Maßnahme allein.
7.6 Liegen mehrere Anträge für eine Region vor, entschei-
det die Bewilligungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermes-
sen über die zu fördernde Beratungsstelle. Sie berücksichtigt
dabei, welche Einrichtung am besten geeignet erscheint, das
Ziel der Förderung zu gewährleisten.
7.7 Der Zuwendungsempfänger hat gegenüber der Bewilli-
gungsbehörde die Verwendung der erhaltenen Zuwendung
zu belegen. Der Verwendungsnachweis belegt die Erreichung
des Zuwendungszwecks, die Wirtschaftlichkeit und die Mit-
telverwendung und die Ordnungsmäßigkeit des Verfahrens.
Gleichzeitig dient der Sachbericht der Erfolgskontrolle. Der
Verwendungsnachweis wird durch die Bewilligungsbehörde
geprüft.

8. Schlussbestimmungen
Dieser RdErl. tritt am 1. 1. 2023 in Kraft und mit Ablauf

des 31. 12. 2027 außer Kraft.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung
Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
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Rahmenrichtlinien für die Beförderungsauswahl
in der Polizei des Landes Niedersachsen

(Beförderungsrahmenrichtlinien — BefRiLiPol)

RdErl. d. MI v. 17. 10. 2022 
— 25.22-03110-01.1 —

— VORIS 20410 —

1. Geltungsbereich
Diese Beförderungsrahmenrichtlinien gelten für Beamtin-

nen und Beamte der Polizeibehörden und der Polizeiakade-
mie Niedersachsen, soweit dort die dienstrechtlichen Befug-
nisse liegen. Sie gelten ausschließlich für die freie Vergabe
von Beförderungsstellen. Eine freie Vergabe liegt insbeson-
dere nicht bei der Auswahlentscheidung zur Besetzung eines
(höherwertigen) Dienstpostens vor, dem eine entsprechende
Beförderungsstelle zugeordnet ist. 

Es handelt sich um Rahmenrichtlinien. Ergänzende Rege-
lungen oder Vereinbarungen sind zulässig.

2. Rahmenbedingungen
Die Zahl der beförderbaren Beamtinnen und Beamten auf

entsprechenden Dienstposten ist regelmäßig größer als die
Zahl der sich durch Stellenzuweisung ergebenden Beförde-
rungsmöglichkeiten. Aus diesem Grund sind bei der freien
Vergabe gemäß Nummer 1 Auswahlentscheidungen nach Maß-
gabe des Artikels 33 Abs. 2 GG und § 9 BeamtStG (Eignung,
Befähigung, fachliche Leistung) zu treffen.

Im Auswahlverfahren sind insbesondere zu gewährleisten:
— die Chancengleichheit sämtlicher Bewerberinnen und

Bewerber,


